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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 10 LW 13/12 B 
 
L 10 LW 4296/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 LW 3349/09 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landwirtschaftliche Alterskasse Mittel- und Ostdeutschland, 
Hoppegartener Straße 100, 15366 Hoppegarten, 
vertreten durch den Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, 
Weißensteinstraße 70-72, 34131 Kassel, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 13. März 2012 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 13.3.2012 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Regelaltersrente nach § 11 Gesetz über die Alterssicherung der 

Landwirte (ALG) ohne Abgabe des Unternehmens der Landwirtschaft (§ 11 Abs 1 Nr 3, § 21 

ALG) verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger 

beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit dem Vorliegen einer 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Der geltend gemachte Zulassungsgrund 

ist nicht ordnungsgemäß dargetan worden. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Brei-

tenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren. Wenn man zu 

seinen Gunsten der von ihm dargelegten Rechtsauffassung sinngemäß die Rechtsfrage ent-

nimmt, ob die in § 11 Abs 1 ALG als Anspruchsvoraussetzung normierte Pflicht zur Unterneh-

mensabgabe wegen Grundrechtsverstoßes verfassungswidrig ist, hat es der Kläger jedenfalls 

versäumt, die (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit dieser Rechtsfrage darzustellen.  

 

Eine Rechtsfrage ist nicht mehr klärungsbedürftig, wenn sie bereits höchstrichterlich 

beantwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 und 65). Falls zu 

der Rechtsfrage schon Rechtsprechung eines obersten Bundesgerichts oder des Bundesver-

fassungsgerichts (BVerfG) vorliegt, kommt es darauf an, ob sie erneut klärungsbedürftig gewor-

den ist, weil zB im neueren Schrifttum neue Argumente angeführt oder erhebliche Einwände 

vorgebracht werden (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 38, Nr 23 S 42; BSG SozR 3-4100 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

 

§ 111 Nr 1 S 2 f; s auch BSG SozR 3-2500 § 240 Nr 33 S 151 f, jeweils mwN). Eine 

Rechtsfrage kann auch dann wieder klärungsbedürftig werden, wenn sich im Geltungsbereich 

einer unveränderten gesetzlichen Bestimmung die allgemeinen tatsächlichen Verhältnisse 

ändern (s Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 320). Dafür spricht, 

dass nach der Rechtsprechung des BVerfG eine ursprünglich verfassungsmäßige Norm wegen 

Veränderung der maßgeblichen Umstände als verfassungswidrig beurteilt werden kann 

(BVerfGE 59, 336, 357; 97, 271, 293).  

 

Diesen Kriterien hat der Kläger in seinem Beschwerdevorbringen nicht hinreichend Rechnung 

getragen. Er hat eingeräumt, dass die Frage der Verfassungsmäßigkeit der sog Hofabgabe-

pflicht höchstrichterlich dahin beantwortet ist, dass die einschlägigen Bestimmungen des ALG 

mit dem GG vereinbar sind. Er hat es indes versäumt darzustellen, dass und ggf warum die 

Rechtsfrage wieder klärungsbedürftig geworden sei. Der Hinweis auf erfolglose parlamentari-

sche Initiativen zur Abschaffung des Hofabgabeerfordernisses als Voraussetzung für den 

Bezug einer Altersrente aus der Alterssicherung der Landwirte reicht insoweit nicht. Insgesamt 

beschränkt sich der Kläger im Wesentlichen auf die Darstellung seiner eigenen 

Rechtsauffassung zu dieser Frage.  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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